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Vorwort 

Mit Ausnahme der Studien des wirtschafts wissenschaftlichen Instituts des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (Nummer 32 und 60 Köln 1975 und 1987) habe 
ich bislang noch keine umfassende Systematik der deutschen Gesundheitspolitik 
in der Hand gehabt. Die meisten Darstellungen beschränken sich auf Teilgebiete 
und zeigen nicht die Vielfalt, die Verästelungen und Komplexität dieser Politik. 
Am ehesten kann man noch die gesundheitlichen Programme von Parteien, Regie-
rungen und Verbänden als Gesamtdarstellungen ansehen. Diese sind jedoch, wie 
die DGB-Studien auch, von Interessenlagen und selbstgesteckten Zielen be-
stimmt. Sie werden nicht überall als genügend neutral akzeptiert. 

Bei Lexika, wie dem hervorragenden ,,Kursbuch Gesundheit" (Köln 1990), 
die alle Felder von Gesundheit und Krankheiten abgreifen, geht es nicht um 
Politik sondern um Ratschläge für einzelne Bürgerinnen und Bürger. Aus diesen 
Gründen habe ich mich um eine Zusammenstellung der Aufgabenfelder und 
Perspektiven der Gesundheitspolitik in der Bundesrepublik Deutschland bemüht. 

Wer nun meint, solche Bemühungen seien eigentlich nach dem sogenannten 
,,Lahnsteiner Kompromiß" nicht mehr aktuell, der irrt. Diese Vereinbarung zwi-
schen den Bundestagsfraktionen von CDU / CSU, SPD und FDP für Eckwerte 
eines neuen Gesundheitsstrukturgesetzes enthält nur wenige langfristige Zielan-
gaben. In der Hauptsache verschafft sie der gesetzlichen Krankenversicherung 
Luft beim Ausgabenanstieg für etwa drei Jahre. Gefragt sind daher nach wie vor 
gesundheitspolitische Bilanzen und Langfristperspektiven. 

Celle im Dezember 1992 Fritz Riege 
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Erster Teil 

Einleitung 

Kapitell 

Gesundheit und Politik 

I. Definitionen 

Gesundheitspolitik zielt auf die Erhaltung und Wiederherstellung der Gesund-
heit möglichst vieler Menschen ab. Diese scheinbar banale Aussage wirft schwie-
rige Fragen auf: Was heißt Gesundheit? In welchem Maße kann man sie erhalten, 
geschweige denn wiederherstellen? 

Der Wunsch nach Gesundheit ist so alt wie die Menschheit und hat sich mit 
ihrer Entfaltung verstärkt. Nach Aussagen des Arztes und Entwicklungsforschers 
Hoimar v. Ditfurth ist der Mensch seit hunderttausend Jahren Gast auf dieser 
Erde, deren Alter er wiederum auf vier Milliarden Jahre schätzte.! Die vielen 
physischen und psychischen Zusammenhänge im Menschen, die rätselhaften 
Kreisläufe und Informationswege, die Mediziner und Biologen nur zu Bruchteilen 
kennen, haben sich in Jahrtausenden gebildet und in Jahrmillionen vorgebildet. 
Jeder Bruchteil unserer geistigen, seelischen und körperlichen Funktionen ist ein 
kleiner Kosmos für sich. Alle hängen mit- und untereinander zusammen, und 
alle stehen im Austausch mit Wirkungszusarnmenhängen außerhalb unseres Kör-
pers in Natur und Umwelt. Es gab viele Mutationen, ehe wir zum aufrechten 
Gang gelangten. Ebenso haben menscheneigne Verhaltensänderungen und immer 
neue gesellschaftliche Rahmenbedingungen die Vielfalt von Typen und Konstitu-
tionen geformt. Unsere Gesundheit ist von Erb- und Umwelteinflüssen und von 
eignern Verhalten geprägt. Raffinesse und Konstruktion unserer Biologie sind 
so angelegt, daß uns z. B. Planzenstoffe in kleinen Mengen heilen in großen 
Mengen oder Dosierungen aber umbringen können. Das Wissen um diese Zusam-
menhänge macht die Antwort auf die Frage "Was ist Gesundheit, ,md was ihr 
Spiegelbild die Krankheit?" nicht einfacher und schon gar nicht leichter. 

! Innenansichten eines Artgenossen, Düsseldorf 1991, S. 256; vgl. auch Eigen, Man-
fred, Zeugen der Genesis, Jahrbuch der Max Planck Gesellschaft 1979, Sonderdruck 
S.18. 

2 Riege 



18 1. Teil: Einleitung 

Hans Schaefer hat sich im Handbuch der Sozialmedizin auf Grund eines langen 
Forscherlebens dieser Antwort angenähert. 2 

Er hat dem Wortsinn und seinem Wandel nachgespürt, juristische, soziologi-
sche, naturwissenschaftliche und psychologische Sichtweisen bemüht, und da-
nach bekannt, daß es allgemeingültige und unangreifbare Definitionen für Ge-
sundheit und Krankheit nicht gebe. Im Grunde seien es Konventionen, insbeson-
dere Rechtsnormen und Rechtsprechung, die bestimmten, ob jemand als gesund 
oder krank gelte. Wohl hätten sich die Inhalte nicht aber die Methoden der 
Tautologie geändert, mit der man diese Begriffe im Laufe der Zeiten zu erklären 
versucht habe. Umschreibungen für "gesund" wie "Wohlbefinden", ,,naturgemä-
ßer Zustand", "Bestehen eines inneren Gleichgewichtes", "geordnetes Zusam-
menspiel normaler Funktionsabläufe" oder gar ,,richtige Ordnung der Kräfte von 
Körper, Seele und Geist" ersetzten eine Unbestimmtheit durch andere. Selbst 
die Rechtsprechung lasse es an letzter Klarheit fehlen, und gebe Spielraum für 
subjektive Bewertungen von Patienten und Behandlem. Wenn der Bundesge-
richtshof unter Krankheit ,jede Störung der normalen Beschaffenheit oder Tätig-
keit des Körpers, die geheilt, das heißt beseitigt oder gemildert werden kann" 
verstehe, dann sei der Interpretationsspielraum für den sachverständigen medizi-
nischen Gutachter überdeutlich zu erkennen. Das Reichsversicherungsamt, die 
damals höchste Spruchbehörde im Deutschen Reich, definierte im Jahre 1885 
die Krankheit als einen ,,regelwidrigen Zustand, der die Notwendigkeit einer 
Heilbehandlung oder einer Arbeitsunfähigkeit oder beides zur Folge hat". Es 
erkannte die Leistungspflicht einer Krankenkasse auch dann an, wenn es galt, 
eine "Störung im Frühstadium abzuwenden". 

Häufig taucht der Begriff "normal" oder im Gegensatz dazu "abweichend von 
der Norm" auf. Gedacht ist dabei an eine Abweichung von einem wie auch 
immer bestimmbaren statistischen Mittelwert. Denkbar sind weiterhin Abwei-
chungen von statistischen Häufigkeiten. Wo aber findet man solche Mittelwerte 
oder Häufigkeiten in der Praxis anders als in der Erfahrung des Arztes? 

Andere Gegensatzpaare lauten etwa "ungestörte oder eingeschränkte Funktion-
sabläufe" bzw. "regelmäßig oder regelwidrig". Unzweifelhaft wird eine Krankheit 
immer dann als gegeben angesehen, wenn das menschliche Leben in Gefahr ist 
oder zu erlöschen droht. Da jedoch Maßnahmen immer weit vor diesem Zeitpunkt 
ansetzen müssen, hilft diese Definition in der Praxis kaum. 

Die Weltgesundheitsbehörde (WHO) definiert Gesundheit als den Zustand 
"vollkommenen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefmdens und nicht 
allein als das Fehlen von Krankheiten und Gebrechen". Mit Hans Schaefer meine 
ich, daß diese Definition zwar kaum für ein Leistungsrecht taugt, als politische 

2 Blohmke, Maria / v. Ferber, Christian / Kisker, Karl Peter / Schaefer, Hans, Hand-
buch der Sozialmedizin, Bd. m, S. 15 ff.; Schaefer, Hans, Krankheit und Gesellschaft, 
Ärztliche Forschung 1967, S. 396 ff. 
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Zielvorgabe ist sie jedoch wertvoll. Sie stellt die Subjektivität des Menschen in 
den Mittelpunkt, schließt dabei aber auch die Anstrengungen ein, die jeder zum 
Erhalt seiner eignen Gesundheit leisten sollte. Das im Vorwort bereits erwähnte 
neue "Kursbuch Gesundheit" erkennt in der WHO-Formel ein Plädoyer für eine 
schadstoffarme Wohn-, Arbeits- und Umwelt und eine Aufforderung zu gesund-
heitsgerechtem Verhalten durch Bewegung und gesunde Lebensweise. So schlägt 
es im übrigen einen Bogen von der Verhältnis- zur Verhaltensprävention. Für 
die Erhaltung des geistigen Wohlbefindens findet das Kursbuch Attribute wie 
Zuwendung, Lob, Liebe, Sexualität, Freundschaft und gute menschliche Bezie-
hungen. Wohlbefinden werde durch den Wechsel von Spannung und Entspannung 
gefördert. Kreativität und das Ausdrücken von Lust, Trauer oder Wut seien 
positive Zeichen für diesen Wechsel. Soziales Wohlbefinden sehen die Verfasser 
in einem funktionierenden Sozial- und Kulturstaat als erreichbar an. 3 

Hinter einem solchen umfassenden Bild von Gesundheit stecken sicher sehr 
optimistische Grundüberzeugungen von der Machbarkeit menschlichen Tuns. 
Man mag sie auch stellenweise als euphorisch empfinden. Es erscheint mir aber 
nicht gerechtfertigt, die WHO-Formel als utopische Heilslehre und Ersatzreligion 
abzuwerten. 4 

Die WHO bleibt ja nicht allein bei anspruchsvollen Überschriften stehen, sie 
betreibt vielmehr Seuchenbämpfung, Impfaktionen, Entwicklungspolitik, Anti-
AIDS-Aufklärung, weltweite Präventionsprojekte u. v. m. In Europa und Deutsch-
land sind wir insbesondere mit den beiden Programmen "Gesundheit 2000" und 
"Gesunde Städte" befaßt. In den "Entwicklungsländern unserer einen Welt" 
helfen vor allem die international entwickelten Mindeststandards für die Gesund-
heitsversorgung der Bevölkerung. 

Mein Vorbehalt richtet sich daher nicht gegen die richtig verstandene WHO-
Formel, sondern eine Interpretation von Wohlbefinden, die Belastungen und 
Anstrengungen im Leben vermeiden möchte. Wohlbefinden erfordert viel Enga-
gement und stellt sich nur ein, wenn man auch bereit ist, gegen Widerstände 
anzugehen. Es hat nichts mit dem Talmiglauben von eigner Passivität und dem 
Auskosten aller Genußangebote zu tun, nach denen eventuelle Schäden durch 
die Medizin zu beheben sind. 5•6 In diesem Kontext gefällt mir ein Satz von 
Dietrich Rössler besonders gut: Wer Gesundheit unterschätzt, ist gefährdet, eben-
so aber der, der zuviel von ihr erwartet; Gesundheit gehört zur Ausstattung des 
Lebens, aber sie ist nicht dessen Ziel. 7 

3 Corazza, Verena / Daimler, Renate / Ernst, Andrea / Federspiel, Krista / Herbst, 
Vera / Langbein, Kurt / Martin, Hans Peter / Weiss, Hans, Kursbuch Gesundheit, Köln 
1990, S. 213 ff. 

4 wie Kossow, Klaus-Dieter, Bittere Reformen, Basel 1990, S. 46, 115, 225, dies tut. 
5 Schlaudraff, Udo, Kurskorrektur, Schwestern Revue, 1/1979, s. 4 f. 
6 Vilmar, Karsten, Locc. Protokolle 12/1976, S. 154 ff. 
7 Rössler, Dietrich, Der Arzt zwischen Technik und Humanität, München 1977, S. 20. 

2* 
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